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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch die Vorsitzende Senatspräsidentin 

Dr. Büsser sowie den Hofrat Dr. Faber und die Hofrätin Dr. Funk-Leisch als 

Richter, unter Mitwirkung der Schriftführerin Mag.a Sasshofer, über die 

Revision des F A, vertreten durch Dr. Katharina Schmid, Rechtsanwältin in 

1010 Wien, Canovagasse 7, diese vertreten durch Mag. Robert Bitsche, 

Rechtsanwalt in 1050 Wien, Nikolsdorfergasse 7-11/15, gegen das Erkenntnis 

des Bundesverwaltungsgerichts vom 29. Juni 2021, W279 2231976-1/13E, 

betreffend Angelegenheiten nach dem AsylG 2005 und dem FPG (belangte 

Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt für Fremdenwesen und 

Asyl), den Beschluss gefasst: 

I. Die Revision wird, soweit sie sich gegen die Nichtzuerkennung des Status 

des Asylberechtigten richtet, zurückgewiesen. 

II. Im Übrigen wird die Revision als gegenstandslos geworden erklärt und das 

Verfahren eingestellt. 

Der Bund hat dem Revisionswerber Aufwendungen in der Höhe von 

EUR 1.106,40 binnen zwei Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzen. 

Begründung: 

1 Mit Bescheid vom 3. März 2020 wies das Bundesamt für Fremdenwesen und 

Asyl den Antrag des Revisionswerbers auf internationalen Schutz ab, erteilte 

ihm keinen Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen gemäß 

§ 57 AsylG 2005, erließ gegen ihn eine Rückkehrentscheidung, stellte fest, dass 

seine Abschiebung nach Afghanistan zulässig sei, und legte eine Frist für die 

freiwillige Ausreise fest. 

2 Mit dem angefochtenen Erkenntnis wies das Bundesverwaltungsgericht 

(BVwG) die dagegen erhobene Beschwerde des Revisionswerbers nach 

Durchführung einer mündlichen Verhandlung als unbegründet ab und sprach 

aus, dass die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig sei. 

3 Begründend führte das BVwG, soweit hier maßgeblich, aus, der 

Revisionswerber habe eine asylrelevante Verfolgung nicht glaubhaft machen 

können. 
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4 Mit Erkenntnis vom 6. Oktober 2021, E 2905/2021-11, hob der 

Verfassungsgerichtshof das angefochtene Erkenntnis insoweit, als damit die 

Beschwerde des Revisionswerbers gegen die Nichtzuerkennung des Status des 

subsidiär Schutzberechtigen in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan, 

gegen die Nichterteilung eines Aufenthaltstitels aus berücksichtigungswürdigen 

Gründen, gegen die Erlassung einer Rückkehrentscheidung, gegen die 

Feststellung der Zulässigkeit der Abschiebung und gegen die Festsetzung einer 

14-tägigen Frist für die freiwillige Ausreise abgewiesen wurde, wegen 

Verletzung im verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf 

Gleichbehandlung von Fremden untereinander auf. 

5 Im Übrigen - somit hinsichtlich der Nichtzuerkennung des Status des 

Asylberechtigten - lehnte der Verfassungsgerichtshof die Behandlung der 

Beschwerde ab und trat die Beschwerde dem Verwaltungsgerichtshof zur 

Entscheidung ab. 

Zu I.: 

6 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 

7 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren mit Beschluss zurückzuweisen. 

8 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 

der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision 

vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 
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9 Die Revision bringt zu ihrer Zulässigkeit, auf die Nichtzuerkennung des Status 

des Asylberechtigten bezogen, ausschließlich vor, das BVwG sei von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abgewichen, weil es nicht 

berücksichtigt habe, dass den beiden leiblichen Kinder des Revisionswerbers 

der Status der Asylberechtigten zuerkannt worden sei. Es liege daher ein 

Familienverfahren gemäß § 34 AsylG 2005 vor. 

10 § 34 Abs. 6 Z 2 AsylG 2005 sieht vor, dass die Bestimmungen über das 

Familienverfahren nicht auf Familienangehörige eines Fremden, dem der Status 

des Asylberechtigten oder der Status des subsidiär Schutzberechtigten im 

Rahmen eines Verfahrens nach diesem Abschnitt zuerkannt wurde, 

anzuwenden sind, es sei denn es handelt sich bei dem Familienangehörigen um 

ein minderjähriges lediges Kind. Nach den Materialien (der Novelle 

BGBl. I Nr. 122/2009) zu § 34 Abs. 6 AsylG 2005 (RV 330 BlgNR 24. GP, 24) 

soll damit „verhindert werden, dass es zu sogenannten 

‚Ketten-Familienverfahren‘ und damit über verschiedenste 

Familienverhältnisse vermittelte Gewährungen von Asyl oder subsidiären 

Schutz kommt, ohne dass oftmals noch irgendein relevanter familiärer Bezug 

zum ursprünglichen Asyl- oder subsidiär Schutzberechtigten besteht“ 

(vgl. VwGH 29.4.2019, Ra 2018/20/0031, mwN). 

11 Mit ihrem Vorbringen übersieht die Revision, dass den Kindern des 

Revisionswerbers aktenkundig der Status der Asylberechtigten jeweils mit 

Bescheid vom 16. Oktober 2017 gemäß § 34 Abs. 2 AsylG 2005 in Ableitung 

von ihrer Mutter zuerkannt worden ist. Anderes wird in der Revision auch nicht 

behauptet. Für den Revisionswerber kam somit der in § 34 Abs. 6 

Z 2 AsylG 2005 vorgesehene Ausschluss von der Anwendbarkeit des 

Familienverfahrens zum Tragen (vgl. VwGH 27.5.2019, Ra 2019/14/0213). 

12 Die Revision war daher, insoweit sie sich gegen die Abweisung der 

Beschwerde in Bezug auf die Nichtzuerkennung des Status des 

Asylberechtigten richtet, mangels Rechtsfrage im Sinn des Art. 133 

Abs. 4 B-VG gemäß § 34 Abs. 1 und 3 VwGG zurückzuweisen. 
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Zu II.: 

13 Gemäß § 33 Abs. 1 erster Satz VwGG ist, wenn in irgendeiner Lage des 

Verfahrens offenbar wird, dass der Revisionswerber klaglos gestellt wurde, 

nach seiner Anhörung die Revision mit Beschluss als gegenstandslos geworden 

zu erklären und das Verfahren einzustellen. 

14 Ein solcher Fall der formellen Klaglosstellung liegt u.a. dann vor, wenn die 

angefochtene Entscheidung - wie hier - durch den Verfassungsgerichtshof aus 

dem Rechtsbestand beseitigt wurde (vgl. VwGH 3.9.2020, Ra 2019/19/0219, 

mwN). 

15 Der Revisionswerber teilte in einer schriftlichen Stellungnahme vom 

24. November 2021 mit, im Umfang der Aufhebung des angefochtenen 

Erkenntnisses durch den Verfassungsgerichtshof klaglos gestellt zu sein. 

16 Die Revision war daher, insoweit sie sich gegen die Nichtzuerkennung des 

Status des subsidiär Schutzberechtigten und die darauf aufbauenden 

Spruchpunkte wendet, gemäß § 33 Abs. 1 erster Satz VwGG als gegenstandslos 

geworden zu erklären und das Verfahren einzustellen. 

17 Die Entscheidung über den Aufwandersatz gründet sich auf die §§ 47 ff, 

insbesondere auf § 55 erster Satz VwGG in Verbindung mit der 

VwGH-Aufwandersatzverordnung 2014. 

W i e n ,  am 30. Dezember 2021 

 


